VGH Mannheim, Beschluss vom 24.01.2012 - 10 S 3175/11

In der Verwaltungsrechtssache

wegen Entziehung der Fahrerlaubnis

hier: vorlaufiger Rechtsschutz

hat der 10. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Wurttemberg am 24. Januar 2012

beschlossen:

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Freiburg
vom 9. November 2011 - 4 K 2015/11 - wird zurlickgewiesen.
Der Antragsteller tragt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Streitwert fur das Beschwerdeverfahren wird auf 3.750,- EUR festgesetzt.
Griinde

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Freiburg
vom 9. November 2011 - 4 K 2015/11 - ist zulassig (§§ 146, 147 VwGO), aber nicht
begrindet.

Nach § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO ist der Prifungsumfang des Beschwerdegerichts bei
Beschwerden gegen Beschlusse des Verwaltungsgerichts in Verfahren des vorlaufigen
Rechtsschutzes beschrankt. Danach prift der Verwaltungsgerichtshof nur die in einer
rechtzeitig eingegangenen Beschwerdebegriindung dargelegten Griinde. Auf dieser
Grundlage hat die Beschwerde keinen Erfolg. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in
Bezug auf die Nummern | bis Ill der Verfugung vom 27.09.2011 begegnet formell-rechtlich
keinen durchgreifenden rechtlichen Bedenken (dazu unter 1.). Die vom Gericht

vorzunehmende Abwagung fallt zulasten des Antragstellers aus (dazu unter 2.).

1. Mit dem Verwaltungsgericht ist der Senat der Auffassung, dass die schriftliche
Begrindung des besonderen offentlichen Interesses an der Anordnung der sofortigen
Vollziehung in Bezug auf die Nummern | bis Ill der Verfigung vom 27.09.2011 den - allein
verfahrensrechtlichen - Anforderungen des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO genugt. Mit dieser
Verfugung hat die Antragsgegnerin dem Antragsteller die Fahrerlaubnis der Klasse B
entzogen (Nummer I), ihn zur Ablieferung des Fuhrerscheins aufgefordert (Nummer I1), ihm
das Fuhren von Mofas und Fahrradern im 6ffentlichen Stralenverkehr innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland untersagt (Nummer Ill) und ihn zur Ablieferung einer auf ihn
ausgestellten Prifbescheinigung zum Flhren von Mofas aufgefordert (Nummer V). Unter

Nummer V hat sie die sofortige Vollziehung der Nummern | bis IV dieser Verfigung



angeordnet. Der Antragsteller hat sein Begehren auf einstweiligen Rechtsschutz auf die

Nummern | bis lll der Verfligung beschrankt.

Nach der standigen Rechtsprechung des Senats kénnen im Bereich des
Gefahrenabwehrrechts, dem das Fahrerlaubnisrecht funktional zuzuordnen ist, die den
Erlass des Verwaltungsakts rechtfertigenden Gesichtspunkte typischerweise zugleich die
Anordnung der sofortigen Vollziehung rechtfertigen. Je gewichtiger die potenziell
gefahrdeten Rechtsgtiter und je geringer die Einflussmaoglichkeiten auf die Schadensquelle
sind, umso eher ist es angezeigt, praventiv die Entfaltung der schadenstrachtigen Aktivitat
mit sofortiger Wirkung zu unterbinden. Insoweit ist die Fallgestaltung wahrscheinlich
fehlender Fahreignung exemplarisch fir eine Koinzidenz von 6ffentlichem Interesse am
Grundverwaltungsakt und an dessen Sofortvollzug, weil nicht verantwortet werden kann,
dass hdchstrangige Rechtsguter wie Leben und Gesundheit der anderen Verkehrsteilnehmer
durch einen mangelnder Fahreignung dringend verdachtigen Fahrerlaubnisinhaber flir den
betrachtlichen Zeitraum bis zu einer rechtskraftigen Hauptsacheentscheidung gefahrdet
werden. Allerdings bedarf auch in solchen Fallen, in denen fir die Anordnung der sofortigen
Vollziehung dieselben Elemente des 6ffentlichen Interesses mal3geblich sind wie fiir den
Verwaltungsakt selbst, die Vollzugsanordnung einer Begriindung im Sinne des § 80 Abs. 3
Satz 1 VwGO. Vor dem dargelegten Hintergrund sind aber an die Substantiierung der
formellen Begrindung der Sofortvollzugsanordnung regelmafig keine hohen Anforderungen
zu stellen. § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO verlangt nur, dass die Behorde die aus ihrer Sicht
bestehenden Grinde flr die Anordnung der sofortigen Vollziehung benennt und damit
zugleich dokumentiert, dass sie sich der Notwendigkeit eines - wenn auch mit dem Interesse
am Grundverwaltungsakt identischen - besonders eilbedrftigen Vollzugsinteresses bewusst

gewesen ist.

Diesen Anforderungen gentigt die von der Antragsgegnerin im vorliegenden Fall gegebene
Begrindung fir die Anordnung der sofortigen Vollziehung. Es kann offen bleiben, ob der
einleitende Satz, es bestehe ein Giberragendes Interesse der Allgemeinheit daran, dass
ungeeignete Fuhrer eines Fahrzeugs mit sofortiger Wirkung von der Teilnahme am
offentlichen StralRenverkehr ausgeschlossen werden, allein als Begriindung ausreichen
wulrde, was der Antragsteller in Abrede stellt. Denn die Antragsgegnerin hat es dabei nicht
bewenden lassen, sondern ihre Auffassung in den nachfolgenden Absatzen ausreichend
naher erlautert. Dabei hat die Behdérde entgegen der Auffassung des Antragstellers
hinreichend zwischen den unter Nummer | bis IV ihrer Verfligung ausgesprochenen

Anordnungen differenziert.



So hat sie auf Seite 3 letzter Absatz bis Seite 4 zweiter Absatz ihrer Verfligung das
Sofortvollzugsinteresse in Bezug auf die Entziehung der Fahrerlaubnis (Nummer | der
Verfugung) und die Untersagung des Fihrens von Mofas und Fahrradern (Nummer Il der
Verfugung) nachvollziehbar begriindet. Auf Seite 4 ihrer Verfligung hat die Antragsgegnerin
in den Absatzen 3 und 4 auRerdem die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf
die Pflicht zur Abgabe des Fuhrerscheins (Nummer Il der Verfigung) und im vorletzten
Absatz die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf die Pflicht zur Ablieferung der
Mofaprifbescheinigung (Nummer IV der Verfligung) gesondert begriindet. Der Senat teilt
auch nicht die Auffassung des Antragstellers, eine etwaige Fehlerhaftigkeit der Anordnung
der sofortigen Vollziehung in Bezug auf die Nummer IV der Verfligung hatte auch die
Rechtswidrigkeit der Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf die Nummern | bis
[l der Verfigung zur Folge.

Soweit der Antragsteller die Nummer Il der Verfigung hinsichtlich des Verbots des Fihrens
von Mofas und die Nummer IV (Gebot zur Ablieferung der Prifbescheinigung) fur
rechtswidrig bzw. nichtig halt, macht er inhaltliche Bedenken geltend, die das Vorliegen einer

Begrindung im Sinne des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO als solcher nicht in Frage stellen.

Entgegen der Auffassung des Antragstellers musste das Verwaltungsgericht die von der
Behorde gegebene Begrindung fur die Anordnung des Sofortvollzugs keiner
weitergehenden Prufung unterziehen. Ob die Erwagungen der Behorde inhaltlich zutreffen,
ist fur die Einhaltung des formellen Begrindungserfordernisses des § 80 Abs. 3 Satz 1
VwGO nicht von Bedeutung

(stdndige Rechtsprechung, vgl. etwa VGH Baden-W rttemberg, Beschluss vom 19.07.1991 -
9 S 1227/91 - NJW 1991, 2366; Senatsbeschlisse vom 09.08.1994 - 10 S 1767/94 - NVwZ-
RR 1995, 174; sowie vom 01.09.2004 - 10 S 1647/04 -).

Das Gericht nimmt im Rahmen des § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO eine eigene
Interessenabwégung vor und ist nicht auf die bloe Uberpriifung der von der Behérde
getroffenen Entscheidung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwWGO beschrankt

(vgl. OVG Berlin, Beschluss vom 05.06.2001 - 1 SN 38/01 - NVwWZ-RR 2001, 610).

Es begegnet daher keinen rechtlichen Bedenken, dass das Verwaltungsgericht die von der
Behdrde gegebene Begriindung nur auf deren formelle RechtmaRigkeit hin Uberprift und im

Ubrigen eine eigene Interessenabwégung vorgenommen hat.



2. Die in der Beschwerdebegriindung dargelegten Grlinde flihren nicht dazu, dass die vom
Gericht im Rahmen des § 80 Abs. 5 Satz 1 2. Alt. VwGO vorzunehmende Abwagung
zugunsten des Interesses des Antragstellers ausfallt, vom Vollzug der Entziehungsverfligung
der Antragsgegnerin vom 27.09.2011 bis zu einer endgultigen Entscheidung Uber deren
RechtmaRigkeit verschont zu bleiben. Die Erfolgsaussichten des Widerspruchs und einer
eventuell nachfolgenden Anfechtungsklage sind bei der Abwagung im Rahmen des § 80
Abs. 5 VwWGO zu berlcksichtigen. Entgegen der Auffassung des Antragstellers durfte daher
das Verwaltungsgericht bei seiner Entscheidung im Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes darauf abstellen, ob die Antragsgegnerin inhaltlich im Hinblick auf eine

mangelnde Fahreignung richtig entschieden hat.

Auch bei Wirdigung des Vorbringens in der Beschwerdebegriindung geht der Senat nach
der im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes gebotenen summarischen Priifung der
Sach- und Rechtslage davon aus, dass der Widerspruch und eine eventuell nachfolgende
Anfechtungsklage des Antragstellers gegen die Nummern | bis Il der Verfiigung vom
27.09.2011 voraussichtlich keinen Erfolg haben werden. Auf die Erfolgsaussichten eines
Rechtsbehelfs gegen die Nummer IV der Verfigung kommt es nicht an, da der Antragsteller
sein Antragsbegehren ausdricklich auf die Nummern | bis Il beschrankt hat. Es besteht die
hohe Wahrscheinlichkeit, dass der Antragsteller zum Fihren von Kraftfahrzeugen und nicht
fahrerlaubnispflichtigen Fahrzeugen nicht geeignet ist. Deshalb ist ernstlich zu befirchten,
dass er bereits vor einer endglltigen Entscheidung in der Hauptsache die Sicherheit des
Strallenverkehrs gefahrden wird. Damit Gberwiegt aber das o6ffentliche Interesse am

sofortigen Vollzug der Verfugung.

Der Senat ist mit dem Verwaltungsgericht der Auffassung, dass dem Antragsteller
voraussichtlich zu Recht die Fahrerlaubnis nach § 3 Abs. 1 Satz 1 StVG, § 46 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 3, § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV entzogen und nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 FeV, §
11 Abs. 8 Satz 1 FeV das Flhren von Fahrradern und Mofas im Stralenverkehr untersagt
worden ist, weil er einer auf § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ FeV gestltzten rechtmafigen
Anordnung zur Vorlage eines medizinisch-psychologischen Gutachtens zur Klarung der

Frage eines Alkoholmissbrauchs nicht Folge geleistet hat.

a) Allerdings ist der Schluss von der Nichtbeibringung eines seitens der
Fahrerlaubnisbehdrde geforderten Gutachtens auf die Nichteignung nur zulassig, wenn die
Anordnung der Untersuchung rechtmaRig, insbesondere anlassbezogen und
verhaltnismagig ist (vgl. Senatsbeschluss vom 30.06.2011 - 10 S 2785/10 -, juris, m. w. N.).



Die Gutachtensanordnung begegnet im vorliegenden Fall keinen materiell-rechtlichen
Bedenken. Sie findet ihre Grundlage in § 46 Abs. 3 bzw. § 3 Abs. 2i. V. m. § 13 Satz 1 Nr. 2
Buchst. ¢ FeV. Danach ordnet die Fahrerlaubnisbehdrde an, dass ein medizinisch-
psychologisches Gutachten beizubringen ist, wenn ein Fahrzeug im StralRenverkehr mit einer
Blutalkoholkonzentration von 1,6 Promille oder mehr gefiihrt wird. Die Bestimmung des § 13
Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ FeV setzt nach ihrem klaren Wortlaut nicht das Fihren eines

Kraftfahrzeugs, sondern lediglich eines Fahrzeugs unter erheblichem Alkoholeinfluss voraus
(vgl. BVerwG, Urteil vom 21.05.2008 - 3 C 32.07 -, juris).

Der Antragsteller ist am 11.06.2011 mit einer Blutalkoholkonzentration von 2,49 Promille
Fahrrad gefahren, so dass zur Klarung der Eignungszweifel ein medizinisch-psychologisches
Gutachten anzuordnen war. Ein Ermessen war der Antragsgegnerin diesbezliglich nicht

eingeraumt.

Die Anordnung ist entgegen der Auffassung des Antragstellers nicht deshalb fehlerhaft, weil
darin keine klare Zuordnung zu den einzelnen Positionen der Ziffer 8 des Anhangs 4 zur FeV
vorgenommen wird. Die Berechtigung, die Beibringung eines medizinisch-psychologischen
Gutachtens zur Klarung von Eignungszweifeln bei einer Alkoholproblematik zu verlangen,
ergibt sich vorliegend unmittelbar aus § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ FeV, der in der Anordnung

der Antragsgegnerin genannt ist.

Ob die Gutachtensanordnung darlber hinaus auch auf § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b FeV hatte
gestutzt werden kdnnen, weil der Antragsteller bereits im Jahr 2005 mit einer

Blutalkoholkonzentration von 2,13 Promille Fahrrad gefahren ist, bedarf keiner Entscheidung.

Der Senat teilt auch nicht die Auffassung des Antragstellers, die Frist zur Vorlage des
Gutachtens sei zu kurz bemessen worden. Fr die Beurteilung der Rechtmafigkeit der

Gutachtensanordnung ist auf den Zeitpunkt der Anordnung abzustellen

(vgl. BVerwG, Urteil vom 09.06.2005 - - 3 C 25/04 -, juris; Senatsbeschlisse vom 08.09.2011 -
10 S 1028/11 - und vom 21.12.2005 - 10 S 1175/05 -).

Die urspriinglich mit Anordnung vom 08.07.2011 gesetzte Frist bis zum 23.08.2011
umfasste ca. 6 Wochen und wurde spater auf Antrag des Antragstellers bis zum
15.09.2011 und damit auf ca. 9 Wochen verlangert. Dies erscheint nach summarischer
Priifung ausreichend. Das Vorbringen der Antragsgegnerin, die liblicherweise
eingeraumte Frist von 6 Wochen reiche erfahrungsgemaR aus, das Gutachten

vorzulegen, wird auch vom Antragsteller nicht substantiiert in Zweifel gezogen.



Es kann nicht festgestellt werden, dass die Antragsgegnerin schon bei der Fristsetzung bzw.
deren Verlangerung damit rechnen musste, die Begutachtungsstelle wirde langer fir die

Erstattung des Gutachtens brauchen.

Der Einwand des Antragstellers, die Frist miisse so lange bemessen sein, dass ihm
ermoglicht werde, die Eignungszweifel - ggf. durch einen Nachweis liber die gefestigte
Anderung des Trinkverhaltens - auszuridumen, vernachlissigt den primiren Zweck der
Ermachtigung zu einer Gutachtensanordnung. Die Gutachtensanordnung gehort als
Gefahrerforschungseingriff zu den GefahrenabwehrmaBnahmen, die von der
Fahrerlaubnisbeh6érde zum Schutz der anderen Verkehrsteilnehmer vor ungeeigneten
bzw. mangelnder Eignung verdachtigen Fahrerlaubnisinhabern zu ergreifen sind.
Dieser Schutzauftrag ist im Hinblick auf die gegenwartige potentielle Gefahrdung der
Verkehrssicherheit durch einen moéglicherweise ungeeigneten Kraftfahrer mit der
gebotenen Beschleunigung zu erfiillen und duldet keinen Aufschub bis zu einem
entfernten Zeitpunkt in der Zukunft, zu dem ein solcher Fahrer die Fahreignung
wiedererlangt haben mag. Auf einen derartigen Aufschub lauft aber die These des
Antragstellers hinaus, dass einem des Alkoholmissbrauchs im dargelegten Rechtssinne
verdachtigen Fahrerlaubnisinhaber eine Gutachtensbeibringung erst fir einen Zeitpunkt
abverlangt werden dirfe, flr den er sein Trennungsvermogen wahrscheinlich dartun kénne.
Die Frist nach § 11 Abs. 6 Satz 2 FeV dient nicht dazu, dem Fahrerlaubnisinhaber die
Mdglichkeit einzuraumen, erst den Nachweis Uber die Beendigung des Alkoholmissbrauchs
zu fuhren, bevor die Fahrerlaubnisbehérde MalRnahmen zur Gefahrenabwehr ergreifen kann
(vgl. in Bezug auf einen Abstinenznachweis Senatsbeschluss vom 24.11.2011-10 S
2405/11 -).

Hiernach fihrt auch die Einlassung des Antragstellers nicht zu seinen Gunsten weiter, er
durfe keiner kostenintensiven Begutachtung ausgesetzt werden, obwohl er davon ausgehen
musse, in keinem Fall ein positives Gutachten erlangen zu kénnen. Die
Gutachtensanordnung stellt das mildere Mittel gegenliber der sofortigen Entziehung der
Fahrerlaubnis dar und entspricht hier auch allein der dem Verhaltnismafigkeitsgrundsatz
Rechnung tragenden bindenden Rechtsgrundlage des § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ FeV; denn
die Fahrerlaubnisbehoérde konnte nicht ohne Weiteres von der Fahrungeeignetheit des
Antragstellers aufgrund seiner Fahrzeugfihrung unter hohem Alkoholeinfluss ausgehen. Die
vom Antragsteller zitierten Formulierungen auf Seite 2, letzter Absatz, der Anordnung der
Antragsgegnerin vom 08.07.2011, wonach aus dem im Juni 2011 festgestellten ,hohen
Blutalkoholgehalt® und der ,trotzdem verbleibenden Fahigkeit ein Fahrzeug sicher zu flihren®,

auf einen ,langer dauernden Alkoholmissbrauch® geschlossen werde, beziehen sich,



wie sich aus dem vorhergehenden und dem nachfolgenden Absatz ergibt, auf die
beabsichtigte Verfahrensweise der Antragsgegnerin im Falle der Nichtvorlage des
Gutachtens. Aus diesen Formulierungen kann nicht geschlossen werden, dass die
Antragstellerin bereits zum Zeitpunkt der Anordnung davon ausging, die Fahrungeeignetheit
wegen Alkoholmissbrauchs stehe fest. Dem Antragsteller stand es zudem frei, auf die
Fahrerlaubnis zu verzichten, wenn er keine Chance zur fristgerechten Absolvierung der
Begutachtung mit einem positiven Ergebnis sah, oder aber das Risiko des Ergehens einer
Entziehungsverfugung wegen Nichtbefolgung der Gutachtensanordnung auf sich zu

nehmen.

Anzumerken ist, dass die Gefahrenabwehraufgabe im Entziehungsverfahren sich deutlich
von der Konstellation eines Wiedererteilungsverfahrens unterscheidet. Im erstgenannten Fall
geht es um die alsbaldige Unterbindung der Verkehrsteilnahme ungeeigneter, aber noch im
Besitz der Fahrerlaubnis befindlicher Kraftfahrer. Im Falle des Wiedererteilungsantrags kann
die Gefahrerforschung hingegen ohne Gefahrdung der Verkehrssicherheit hinausgeschoben
werden, weil der betreffende Antragsteller in der Zwischenzeit nicht Gber eine
Fahrberechtigung verfligt. Dabei mag die Fahrerlaubnisbehdérde die Nachweisfrist
entsprechend lange zu bemessen haben, wenn sie aus der Nichtbefolgung einer
entsprechend spezifizierten Gutachtensanordnung negative Konsequenzen nach § 11 Abs. 8
FeV ableiten will. Dies bedarf in der vorliegenden Fallgestaltung indes keiner ndheren
Erérterung (vgl. Senatsbeschluss vom 24.11.2011 - 10 S 2405/11 -).

Aus dem vom Antragsteller angefihrten Beschluss des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofs vom 02.03.2009 - 11 Cs 08.3150 -, juris, ergibt sich nichts anderes.
Soweit der Antragsteller auf die dort zitierte Rechtsprechung des Bayerischen

Verwaltungsgerichtshofs
(vgl. dessen Beschluss vom 27.02.2007 - 11 CS 06.3132 -, juris)

abhebt, die Gutachtensanordnung mit ihrer Fristsetzung miisse dem erforderlichen
Zeitbedarf fiir einen Abstinenznachweis Rechnung tragen, gilt diese - wie sich aus den
weiteren Ausfiihrungen des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in dem o. g.

Beschluss vom 02.03.2009 ergibt - gerade nicht fiir den vorliegenden Fall.

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof fuhrt in dem Beschluss vom 02.03.2009 selbst aus,
diese Argumentation passe auf den dort entschiedenen Fall nicht, da die Begutachtung des
dortigen Antragstellers nicht zum Abstinenznachweis (Frage der Wiedererlangung der
Fahreignung), sondern zu der Frage, ob er die Fahreignung verloren habe, angeordnet

worden sei.



Auch vorliegend ist vom Antragsteller kein Gutachten zum Abstinenznachweis bzw. zum
Nachweis der Anderung des Trinkverhaltens, sondern zur Frage, ob er die Fahreignung

verloren hat, angeordnet worden.

b) Soweit der Antragsteller geltend macht, es sei ihm unmdglich gewesen, das Gutachten bis
zum 15.09.2011 vorzulegen, flihrt dies ebenfalls nicht zum Erfolg der Beschwerde. Allerdings
kann ein Vorgehen geman § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV rechtsfehlerhaft sein, wenn triftige Griinde
fur eine verspatete Vorlage des Gutachtens vorliegen, die der Betroffene nicht zu vertreten
hat

(vgl. Senatsbeschluss vom 11.03.2010 - 10 S 2615/09 -).

So liegt der Fall hier jedoch nicht. Fir die Rechtmaligkeit der Entziehungsverfliigung ist die
Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der letzten Behdrdenentscheidung

malfdgeblich
(vgl. z. B. BVerwG, Urt. v. 05.07.2001 - 3 C 13.01 -, NJW 2002, 78).

Ist Gber den vom Betroffenen erhobenen Widerspruch noch nicht entschieden worden,

kommt es auf die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung an
(vgl. Senatsbeschluss vom 17.04.2009 - 10 S 585/09 -).

Bis heute hat der Antragsteller jedoch das Gutachten nicht vorgelegt, obwohl er seinen

Angaben zufolge seit seiner Riickkehr aus dem Urlaub am 30.09.2011 dariber verfugt.

Nach der im vorliegende Eilverfahren gebotenen summarischen Prifung kann sich der
Antragsteller nicht mit Erfolg darauf berufen, bis zum Zeitpunkt des Fristablaufs bzw. des
Erlasses der Entziehungsverfiigung sei ihm die Vorlage des Gutachtens nicht méglich
gewesen. Zwar wurde das schriftliche Gutachten erst am 21.09.2011 erstellt, der
Antragsteller konnte es daher nicht bereits zum Ablauf der Frist am 15.09.2011 und auch
nicht vor Beginn seines Urlaubs am 16.09.2011 vorlegen. Dies durfte der Antragsteller auch
nicht zu vertreten haben, nachdem die Antragsgegnerin den erst nach Ablauf der
urspringlich gesetzten Frist am 01.09.2011 stattfindenden Begutachtungstermin wohl
akzeptiert und die Vorlagefrist im Hinblick darauf verlangert hatte. Allerdings spricht viel
dafur, dass die Hinderungsgrinde bereits bei Erlass der Verfigung am 27.09.2011 entfallen
waren. Zu diesem Zeitpunkt war das Gutachten erstellt und dirfte dem Antragsteller wohl
auch zugegangen sein. Nach den Erfahrungen der Antragsgegnerin Gbersendet die
Begutachtungsstelle gleichzeitig die Akten an die Fahrerlaubnisbehérde und das Gutachten

an den Betroffenen.



Dafiir, dass vorliegend ebenso verfahren wurde, spricht, dass das vom Antragsteller
genannte Datum des Gutachtens (21.09.2011) mit dem Datum des Schreibens der
Aktenlbersendung an die Antragsgegnerin Ubereinstimmt. Der Antragsgegnerin gingen die
Akten am 22.09.2011 zu, so dass viel dafur spricht, dass dem Antragsteller das Gutachten
jedenfalls vor dem 27.09.2011 zugegangen ist. Allein der Umstand, dass der Antragsteller
sich zu diesem Zeitpunkt im Urlaub befand, dirfte nicht ausreichen, eine verspatete bzw.
hier bis heute unterbliebene Vorlage zu entschuldigen. Es kann dahingestellt bleiben, ob die
Antragsgegnerin den Antragsteller in dem Telefonat am 14.09.2011 ausdrucklich
aufgefordert hat, am 15.09.2011 erneut anzurufen, was zwischen den Beteiligten streitig ist.
Jedenfalls musste sich dem Antragsteller aufdrangen, dass er, solange er keine
Fristverlangerung bis zu seiner Ruckkehr aus dem Urlaub erhalten hatte, dafur Sorge tragen
musste, das Gutachten unverziglich nach dessen Erstellung vorzulegen. Dass ihm dies
wahrend seines Urlaubs nicht mdglich war, lasst sich seinem Vorbringen nicht entnehmen,
zumal er nicht mitgeteilt hat, wo er sich wahrend seines Urlaubs aufgehalten hat. Es ware
nicht nur in Betracht zu ziehen gewesen, die mit dem Antragsteller in Wohngemeinschaft
lebenden Studenten mit der Entgegennahme und Weiterleitung des Gutachtens zu
beauftragen, was der Antragsteller ausgeschlossen hat, da diese nicht regelmafig prasent
seien. Vielmehr hatte wohl auch die Moglichkeit bestanden, das Gutachten durch die
Begutachtungsstelle an eine Vertrauensperson ubermitteln zu lassen und diese mit der
Weiterleitung an die Antragsgegnerin zu beauftragen. Je nach Urlaubsort kommt auch eine

Ubermittlung durch die Begutachtungsstelle an die Urlaubsanschrift in Betracht.

Jedenfalls ist kein Grund ersichtlich, der den Antragsteller nach seiner Rickkehr aus dem
Urlaub noch an der Vorlage gehindert hatte. Der Antragsteller kann sich
hdchstwahrscheinlich nicht mit Erfolg darauf berufen, dass die Frist zu diesem Zeitpunkt
bereits abgelaufen und nicht verlangert worden war. Die Frist war - wie ausgefuhrt -
urspringlich angemessen lang. Der Begutachtungstermin hatte bereits vor Ablauf der
gesetzten Frist stattgefunden, lediglich die schriftliche Ubermittiung des Ergebnisses durch
die Begutachtungsstelle stand bei Fristablauf noch aus. Die Frage, ob er sich der
Begutachtung unterzieht oder nicht, stellte sich dem Antragsteller daher bei Fristablauf nicht
mehr. Ihm musste sich in dieser Situation auch ohne férmliche Fristverlangerung
aufdrangen, dass er das schriftliche Gutachten der Behorde baldmdglichst vorlegen musste.
Da sowohl die Antragsgegnerin im gerichtlichen Verfahren als auch das Verwaltungsgericht
im Beschluss vom 09.11.2011 auf die noch immer nicht erfolgte Vorlage abgestellt haben,
bestand ausreichend Anlass flir den Antragsteller, diese nachzuholen. Auch wenn man
hypothetisch von einer Verlangerung der Frist ausgeht, ware diese jedenfalls zum Zeitpunkt

der vorliegenden Beschwerdeentscheidung abgelaufen.



Es bleibt dem Antragsteller unbenommen, das Gutachten noch im Widerspruchsverfahren
vorzulegen. Die Antragsgegnerin wird in diesem Fall zu prifen haben, ob die Bedenken

gegen die Fahreignung ausgeraumt sind und ggf. dem Widerspruch abzuhelfen ist.

c) Die Auffassung des Antragstellers, die Entscheidung der Antragsgegnerin sei
ermessensfehlerhaft, da § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV Ermessen einrdume und die
Antragsgegnerin dieses nicht ausgelibt habe, teilt der Senat nicht. Aus der Formulierung
.darfin § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV folgt nicht, dass der Behdrde im Rahmen der Frage, ob aus
der Nichtvorlage des Gutachtens auf die Fahrungeeignetheit des Betroffenen geschlossen

werden kann, ein Ermessen zukommt

(vgl. BayVGH, Beschluss vom 14.11.2011 - 11 CS 11.2349 -, juris, m. w. N.; Sachsisches
OVG, Beschluss vom 13.10.2009 - 3 B 314/09 -, juris; OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom
03.06.2008 - 10 B 10356/08 -m, juris; Senatsbeschluss vom 27.11.2007 - 10 S 303/07 -).

Vielmehr enthalt § 11 Abs. 8 Satz 1 FeV einen Grundsatz der Beweiswlrdigung
(vgl. Sachsisches OVG, Beschluss vom 13.10.2009 - 3 B 314/09 -, a. a. O.).

Mit dieser Regelung hat der Verordnungsgeber die bisherige Rechtsprechung des

Bundesverwaltungsgerichts aufgegriffen

(vgl. BVerwG, Urteil vom 09.06.2005 - 3 C 21/04 -, juris; OVG Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 10.07.2002 - 19 E 808/01 -, juris; BR-Drucks. 443/98 S. 257).

Nach der zur alten Rechtslage ergangenen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts
konnte die Behdrde auf die Nichteignung zum Fihren von Kraftfahrzeugen schlielen und
hatte demgemalf die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn der Kraftfahrer das Gutachten eines
amtlich anerkannten Sachverstandigen nicht beibrachte, das die Behdérde gemaf § 15 b Abs.
2 StVZO0 a. F. zu Recht gefordert hatte, um begriindete Zweifel an seiner Fahreignung zu

klaren
(vgl. BVerwG, Beschluss vom 12.03.1985 - 7 C 26/83 -, juris, m. w. N.).

Die Rechtsprechung beruhte auf dem Rechtsgedanken der §§ 427, 444, 446 ZPO, wonach
bei Weigerung eines Beteiligten, seinen notwendigen Teil zur Sachaufklarung beizutragen,

die behauptete Tatsache als erwiesen angesehen werden kann

(vgl. BVerwG, Urteile vom 18.03.1982 - 7 C 70/79 -, juris, und vom 11.07.1985 - 7 C 33/83 -,
juris; OVG Nordrhein-Westfalen -, Beschluss vom 10.07.2002 - 19 E 808/01 -, a. a. O., m. w.
N.).



Danach ist bei Fehlen einer - voller gerichtlicher Uberpiifung unterliegenden - Rechtfertigung
fur die Nichtbeibringung eines rechtmaflig angeforderten Gutachtens der Schluss auf die
Nichteignung geboten und muss zur Entziehung der Fahrerlaubnis fuhren. Der Behérde ist

nach § 46 Abs. 1 Satz 1 FeV insoweit kein Ermessen eingeraumt.

d) Die Untersagung des Fihrens von Mofas und Fahrradern im &ffentlichen Strallenverkehr
ist jedenfalls bei summarischer Prifung nicht ermessensfehlerhaft. Es trifft zwar zu, dass § 3
Abs. 1 Satz 1 FeV der Fahrerlaubnisbehdrde ein Auswahlermessen bezlglich Art und
Umfang der zu ergreifenden Malinahmen einrdumt. So sind neben der Untersagung,
fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge zu fiihren, auch eine Beschrankung dieses Rechts oder die
Anordnung von Auflagen in Betracht zu ziehen. Der Verordnungsgeber hat hiermit dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit Ausdruck verliehen, den auch die Fahrerlaubnisbehérde

bei ihrer Entscheidung zu beachten hat
(vgl. Senatsbeschluss vom 27.06.2011 - 10 S 1307/11 -).

Es spricht jedoch vieles dafiir, dass die Antragsgegnerin ihr Ermessen rechtsfehlerfrei
ausgetubt hat. So hat sie in der Verfligung vom 27.09.2011 begriindet, warum sie das Verbot
auch auf Mofas erstreckt hat. lhre Erwagungen, mit der 6ffentlichen Verkehrssicherheit sei
es nicht vereinbar, nur das Fahrradfahren zu untersagen, so dass die Benutzung des
ebenfalls fahrerlaubnisfreien Mofas trotz nicht ausgeraumter erheblicher Eignungszweifel
weiterhin moglich ware, begegnen keinen rechtlichen Bedenken. Entgegen der Auffassung
des Antragstellers geht die Anordnung nicht ins Leere, weil er bisher nicht Mofa gefahren ist.
Es ist nicht auszuschlielRen, dass er beginnt, Mofa zu fahren, wenn ihm das Fihren anderer
Fahrzeuge nicht mehr erlaubt ist. Im Interesse der Verkehrssicherheit durfte die
Antragsgegnerin dies von vornherein unterbinden und musste nicht zuwarten, bis er
tatsachlich ein Mofa fuhrt. Die Antragsgegnerin hat weiter erlautert, weshalb aus ihrer Sicht
eine Beschrankung nach § 3 Abs. 1 FeV im vorliegenden Fall nicht vertretbar war, und dass
ein milderes Mittel, das in gleicher Weise wie die Untersagung weitere Fahrten unter

Alkoholeinfluss verhindern konnte, nicht ersichtlich sei.

Selbst wenn man wegen der von der Antragsgegnerin verwendeten Formulierungen
.-miassen ...“ bzw. ,mussten wir ... untersagen® von einem Ermessensfehler ausgeht, dirfte
dies die Untersagung nicht rechtswidrig machen. Das Ermessen ist, wie das
Verwaltungsgericht zutreffend ausgefuihrt hat, im vorliegenden Fall voraussichtlich auf Null
reduziert. Solange der Betroffene ein zu Recht angeordnetes Eignungsgutachten nicht
beibringt, darf die Fahrerlaubnisbehdrde nach § 11 Abs. 8 FeV davon ausgehen, dass seine
Ungeeignetheit zum Flhren von Fahrzeugen feststeht und auch eine bedingte Eignung nicht

gegeben ist.



Denn regelmafig kann erst das Gutachten klaren, ob ein fahrerlaubnisfreies Fahrzeug unter

bestimmten Beschrankungen oder Auflagen gefiihrt werden kann

(vgl. Senatsbeschluss vom 27.06.2011 - 10 S 1307/11 -, m. w. N.).

Fir die hier anzunehmende Ermessensreduzierung auf Null sprechen auch unter
Bericksichtigung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes zudem die konkreten Umstande des
Einzelfalles. Die hohe Blutalkoholkonzentration von 2,49 Promille, die auf eine erhebliche
Alkoholgewdhnung schlieRen I&sst, sowie der von der Polizei am 11.06.2011 festgestellte
Sachverhalt, wonach der Antragsteller weiter mit dem Fahrrad in Schlangenlinien gefahren
ist, obwohl sich Pkw-Verkehr von hinten genahert hat, belegen das von ihm auch als
Fahrradfahrer ausgehende Gefahrenpotenzial und lassen die Untersagung nicht als
unverhaltnismafig erscheinen. Die vom Antragsteller angeregte Beschrankung auf Fahrten
tagsuber erscheint auch deshalb nicht geeignet, da der Antragsteller am 11.06.2011 noch
um 5.54 Uhr eine Blutalkoholkonzentration von 2,49 Promille aufwies und es in der Folge
auch tagsuber zu Alkoholwerten kam, die ein sicheres Fihren von Fahrzeugen
ausschlieflen. Hinzu kommt, dass es sich nicht um die erste Auffalligkeit des Antragstellers
im StraBenverkehr handelte, sondern, was das Verwaltungsgericht zulassigerweise
berlcksichtigt hat, der Antragsteller bereits im Juli 2005 mit einer Blutalkoholkonzentration
von 2,13 Promille am StralRenverkehr teilgenommen hat. Das vom Antragsteller angefihrte
gesetzliche Verwertungsverbot des § 29 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 StVG steht der Berticksichtigung
dieses Vorfalles nicht entgegen. Der Antragsteller ist aufgrund dieses Vorfalles rechtskraftig
wegen fahrldssiger Trunkenheit im Verkehr nach § 316 StGB verurteilt worden, so dass nicht
die Nr. 2, sondern die Nr. 3 des § 29 Abs. 1 Satz 2 StVG einschlagig ist. Die Tilgungsfrist
betragt danach 10 Jahre und ist noch nicht abgelaufen. Wegen der genannten Umstande
und der von der Verkehrsteilnahme eines wiederholt stark alkoholisierten Fahrrad- oder
Mofafahrers ausgehenden Gefahren wird der vorliegende Fall schon wegen der
Sachverhaltsverschiedenheit nicht von der Auffassung des OVG Rheinland-Pfalz in dem
vom Antragsteller zitierten Beschluss vom 25.09.2009 - 10 B 10930/09 -, juris, erfasst,
wonach nach einer einzigen nachtlichen Auffalligkeit vordringlich an ein zeitlich beschranktes
Verbot, an die Auflage eines Gesprachs mit einem Verkehrspsychologen oder die
Androhung des Verbots fir den Wiederholungsfall zu denken sei. Ob dieser Auffassung

gegebenenfalls zu folgen ist, kann daher hier dahinstehen.

Der Senat raumt nach alledem mit dem Verwaltungsgericht dem 6ffentlichen Interesse an
der sofortigen Vollziehung der Verfligung den Vorrang ein vor dem privaten und beruflichen
bzw. studienbedingten Interesse des Antragstellers, einstweilen weiter am Stral3enverkehr

teilnehmen zu dirfen.



Die mit dieser Entscheidung fir den Antragsteller verbundenen Nachteile in Bezug auf seine
private Lebensfiihrung und seine Berufstatigkeit bzw. sein Studium mussen von ihm im
Hinblick auf den hohen Rang der gefahrdeten Rechtsguter wie Leben und Gesundheit
anderer Verkehrsteilnehmer und das entsprechende o6ffentliche Interesse an der

Verkehrssicherheit hingenommen werden.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwWGO.

Die Streitwertfestsetzung findet ihre Grundlage in § 63 Abs. 2, § 47 und § 53 Abs. 2 Nr. 2
sowie § 52 Abs. 1 GKG in Verbindung mit den Empfehlungen Nr. 1.5 und Nr. 46.3 sowie in
Anlehnung an die Empfehlung Nr. 46.9 des Streitwertkatalogs fur die
Verwaltungsgerichtsbarkeit vom Juli 2004. Der sich danach fur das Hauptsacheverfahren
ergebende Streitwert von 7.500,- Euro (5.000,- Euro fur die Entziehung der Fahrerlaubnis
Klasse B und 2.500- Euro fur die Untersagung des Fuhrens von Fahrradern und Mofas), wird

fur das Eilverfahren halbiert.



	Gründe


<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



